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Kleine Anfrage 8596 
 
der Abgeordneten Marcel Hafke und Alexander Steffen   FDP 
 
 
Unterschiede in der Vollzugspraxis der unteren Ausländerbehörden – wie 
unterschiedlich treffen die kommunalen Ausländerbehörden in Nordrhein-Westfalen 
aufenthaltsrechtliche Entscheidungen? 
 
 
Die unteren Ausländerbehörden in Nordrhein-Westfalen sind für den Vollzug wesentlicher 
Bereiche des Aufenthaltsrechts verantwortlich. Hierzu gehören insbesondere die 
Durchsetzung bestehender Ausreisepflichten und die Vorbereitung aufenthaltsbeendender 
Maßnahmen. Nach § 1 der Verordnung über Zuständigkeiten im Ausländerwesen (ZustAVO) 
nehmen die unteren Ausländerbehörden ihre Aufgaben als Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach 
Weisung wahr. 
 
Die aktuelle Debatte um die sogenannte „Coesfelder Liste“ hat die Frage aufgeworfen, 
inwieweit sich die Vollzugspraxis der einzelnen kommunalen Ausländerbehörden bei der 
Aufenthaltsbeendigung unterscheidet. Nach Medienberichten hatte die Zentrale 
Ausländerbehörde Coesfeld der Stadt Köln im November 2024 Unterstützung bei der 
Beschaffung von Heimreisedokumenten für rund 500 vollziehbar ausreisepflichtige Personen 
aus Westbalkanstaaten angeboten. Die Stadt Köln nahm dieses Angebot nicht in Anspruch. 
Stattdessen wurde darauf verwiesen, dass die betreffenden Personen im Rahmen eines 
Bleiberechtsprogramms bei der Erlangung einer dauerhaften Bleibeperspektive unterstützt 
würden. Die Stadt Köln hat inzwischen eine Prüfung des Vorgangs angekündigt.1 
 
Der konkrete Vorgang wirft über den Einzelfall hinaus die Frage auf, ob und in welchem 
Umfang sich die tatsächliche Vollzugspraxis der unteren Ausländerbehörden in Nordrhein-
Westfalen unterscheidet. Unterschiedliche absolute Rückführungszahlen sind dabei zunächst 
wenig aussagekräftig, da sich die Zahl vollziehbar ausreisepflichtiger Personen und die 
Zusammensetzung der jeweiligen Fälle zwischen den Zuständigkeitsbereichen erheblich 
unterscheiden können. Für einen belastbaren Vergleich ist daher insbesondere das Verhältnis 
zwischen tatsächlich vollzogenen Rückführungen und der Zahl vollziehbar ausreisepflichtiger 
Personen im jeweiligen Zuständigkeitsbereich zu betrachten. 
 
Auch erhebliche Unterschiede bei einer solchen Verhältnisbetrachtung erlauben für sich 
genommen noch keine Aussage über die Qualität der Arbeit einer Ausländerbehörde. 
Rechtliche und tatsächliche Vollzugshindernisse, unterschiedliche Herkunftsstaaten, 
individuelle Fallkonstellationen und weitere strukturelle Faktoren können die 
Rückführungszahlen beeinflussen. Wiederkehrende oder sich über mehrere Jahre 

 
1 Vgl. t-online vom 13.08.2026 „Stadt lehnt 500 Abschiebungen ab – Ministerium reagiert“, abgerufen 
unter: https://koeln.t-online.de/region/koeln/id_101385750/liste-coesfeld-nrw-ministerium-kritisiert-
koeln-weitere-staedte-betroffen.html (letzter Zugriff: 13.08.2026). 

https://koeln.t-online.de/region/koeln/id_101385750/liste-coesfeld-nrw-ministerium-kritisiert-koeln-weitere-staedte-betroffen.html
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verfestigende Abweichungen können jedoch Anlass sein, deren Ursachen näher zu 
untersuchen und zu prüfen, ob Unterschiede in der Verwaltungspraxis, der Organisation oder 
der Priorisierung von Aufgaben hierzu beitragen. 
 
Dies ist auch mit Blick auf die staatliche Verantwortung für einen möglichst einheitlichen 
Vollzug des Aufenthaltsrechts von Bedeutung. Die unteren Ausländerbehörden nehmen ihre 
Aufgaben als Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung wahr. Die Aufsicht über die unteren 
Ausländerbehörden führen gemäß § 18 ZustAVO die Bezirksregierungen. Das Land muss 
daher in der Lage sein, strukturelle Unterschiede im Vollzug zu erkennen, sachlich 
einzuordnen und erforderlichenfalls auf eine ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung 
hinzuwirken. 
 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 
 
1. Wie viele Abschiebungen und Dublin-Überstellungen wurden in den Jahren 2022, 2023, 

2024 und 2025 sowie im bisher verfügbaren Zeitraum des Jahres 2026 aus dem 
Zuständigkeitsbereich jeder einzelnen unteren Ausländerbehörde vollzogen, jeweils im 
Verhältnis zur Zahl der dort zum jeweiligen Jahresende beziehungsweise zum 
aktuellsten verfügbaren Stichtag registrierten vollziehbar ausreisepflichtigen Personen? 

 
2. Welche unteren Ausländerbehörden wiesen in den Jahren 2022 bis 2025 jeweils die 

höchsten beziehungsweise niedrigsten Verhältniszahlen zwischen vollzogenen 
Rückführungen und der Zahl vollziehbar ausreisepflichtiger Personen auf?  

 
3. Welche unteren Ausländerbehörden weisen nach Erkenntnissen der Landesregierung 

seit 2022 wiederholt oder über mehrere Jahre hinweg erheblich vom jeweiligen 
Landesdurchschnitt abweichende Rückführungszahlen im Verhältnis zur Zahl 
vollziehbar ausreisepflichtiger Personen auf? 

 
4. Welche Ursachen hat die Landesregierung für solche über mehrere Jahre bestehenden 

erheblichen Abweichungen festgestellt, insbesondere hinsichtlich der 
Zusammensetzung des Personenkreises, rechtlicher oder tatsächlicher 
Vollzugshindernisse, personeller und organisatorischer Rahmenbedingungen sowie 
unterschiedlicher Verwaltungspraxis? 

 
5. Welche fach- oder rechtsaufsichtlichen, organisatorischen oder unterstützenden 

Maßnahmen haben das zuständige Ministerium oder die Bezirksregierungen seit 2022 
gegenüber unteren Ausländerbehörden ergriffen, bei denen wiederholt erhebliche 
Auffälligkeiten oder Abweichungen bei der Durchführung von Rückführungen festgestellt 
wurden? 

 
 
 
 
Marcel Hafke 
Alexander Steffen 
 
 


